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20 Jahre nach Tschernobyl 
Am 26. April 1986 explodierte 
das Restrisiko der Atomtechno-
logie.  
 
Es war nicht nur der GAU für 
die Menschen in der Ukraine 
und Weißrussland, deren Ge-
sundheit und Lebenswelt zer-
stört wurden. Es war auch der 
GAU für jenen Machbarkeits-
wahn, der die Risiken der  
Atomenergie immer wieder 
herunter geredet und ge-
leugnet hatte � bis die 
Strahlenwolke in den 
Tagen nach Tschernobyl 
Europa überzog. 
 
Die Bilanz des schreckli-
chen Ereignisses: 
400.000 Menschen 
müssen dauerhaft umge-
siedelt werden. Bis zu 
100.000 Menschen sterben, 
viele erkranken schwer. 
 
20 Jahre nach Tschernobyl 
haben die Gefahren der Atom-
energie eher noch zugenom-
men. Großunfälle sind nach 
wie vor möglich, die Endlage-
rung des Jahrtausende strah-
lenden Atommülls bleibt unge-
klärt. Die Anschlagsgefahr 
sowie die Bedrohung durch 
terroristischen Schmuggel sind 
gestiegen. 
 
Rot-Grün hat gehandelt und 

zeiten für ihre alten Anlagen. 
Sie sehen die Chance, weitere 
Investitionen zu umgehen und 
ihre Monopolgewinne zu stei-
gern. Doch die Argumente der 
Atomfreunde halten einer  
Überprüfung nicht stand: 
•  Atomkraft ist lebensgefähr-
lich und nicht beherrschbar. 
• · Sie macht uns abhängiger 
von knappen Rohstoffen. 
•  Sie ist viel zu teuer und trotz 
Milliardensubventionen nicht 

wettbewerbsfähig. 
•  verlängerte AKW-
Laufzeiten erhöhen die 
Risiken und blockieren 
gleichzeitig den Ausbau 

zukunftsfähiger Alternati-
ven. 

•  Die Endlagerung des strah-
lenden Atommülls ist völlig 
ungeklärt und belastet kom-
mende Generationen auf tau-
sende von Jahren. 
 
Wir brauchen eine Welt ohne 
Atomkraft und müssen des-
halb all unser Know-how, unse-
re Kreativität in Strategien der 
Effizienz, des Einsparens und 
in alternative Energien setzen. 
Die endlose Katastrophe von 
Tschernobyl muss uns antrei-
ben, das Mögliche Realität 
werden zu lassen. Atomkraft � 
Nein danke! Nie wieder Tscher-
nobyl.  

gesetzlich geregelt, dass bis 
2020 alle Atommeiler vom 
Netz gehen müssen: die alten 
zuerst. Die schwarz-rote Regie-
rung hat zwar vereinbart, am 
Ausstiegsbeschluss festzuhal-
ten. Doch aus der Union und 
den großen Energieunterneh-
men kommen Forderungen,  
 

 
die Nutzung der Atomkraft 
zu verlängern, gar neue Atom-
kraftwerke zu bauen. 
 
Die Atomwirtschaft, Union und 
FDP machen gegen den Atom-
ausstieg mobil. Hohe Ölpreise 
und die Erdgaskrise nehmen 
sie zum Anlass, um die Stim-
mung zu wenden: für einen  
�Ausstieg aus dem Atomaus-
stieg�. Die Stromkonzerne for-
dern ungeniert längere Lauf-

http://www.gruene-gladbeck.de


Atomkraftwerk Tschernobyl, 
26. April 1986, 1 Uhr, 23 
Minuten, 40 Sekunden. 
 
In dem 120 Kilometer nördlich 
von Kiew gelegenen sowjeti-
schen Atomzentrum gerät ein 
Testzyklus außer Kontrolle. 
Eine nukleare Kettenreaktion 
baut sich auf, die durch nichts 
mehr zu stoppen ist. Der Reak-
tor explodiert und gerät in 
Brand. Gewaltige Mengen Ra-
dioaktivität, 200 Mal so viel 
wie bei den Atombombenab-
würfen auf Hiroshima und Na-
gasaki, gelangen in die Um-
welt. 

 

Liquidatoren 
 
Ein Heer von Menschen, Feu-
erwehrleute und zwangsrekru-
tierte junge Männer, wird ein-
gesetzt. Sie holen die Kohlen 
aus dem atomaren Feuer. Aus-
gerüstet mit Schaufeln und 
Arbeitshandschuhen versu-
chen sie, den Brand auszutre-
ten � anfangs sogar ohne 
Schutzanzüge. Später räumen 
sie die Unglücksstelle auf und 
sichern die Ruine durch eine 
Ummantelung.  
 
Die Strahlung ist mörderisch. 
Einige überleben nur kurze 
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Zeit, andere schleppen bis 
heute die Folgen der Strahlung 
mit sich herum. Etwa 800.000 
Liquidatoren sollen es insge-
samt gewesen sein. Wie viele 
dieser "Helden von Tscherno-
byl" an den Schädigungen 
durch ihren Einsatz leiden oder 
gestorben sind � darüber strei-
ten Fachleute bis heute. 
 

Desinformation 
 
"Die sowjetischen Kraftwerke 
sind die sichersten der Welt." 
Lange versuchen die sowjeti-
schen Behörden, die Katastro-
phe zu vertuschen. Als es nicht 
mehr anders geht, wird be-
schönigend "eine Havarie" ein-
gestanden � die Lage sei unter 
Kontrolle. Desinformation ver-
langsamt auch die Rettungs-
maßnahmen. Viel zu spät be-
ginnen energische Gegenmaß-
nahmen am Reaktor, mit fol-
genschwerer Verzögerung 
kommt die Evakuierung der 
Bevölkerung im Einzugsbe-
reich des Katastrophenreak-
tors in Gang. 

Wind und Regen 
 
Wetterprognosen � im April 
1986 haben sie existenzielle 
Bedeutung. Wohin werden 
Wind und Regen den radioakti-
ven Fallout tragen? Der strah-
lende Cocktail aus Cäsium, 
Strontium und weiteren Isoto-
pen bedroht ganz Europa. Am 
Ende verteilt sich die Hauptlast 
auf den Süden Weißrusslands, 
den Norden der Ukraine und 
die angrenzenden Gebiete 
Russlands. Am härtesten be-
troffen ist die Gomel-Region 
nördlich von Tschernobyl. Die 
mit mindestens einem Curie 
Cäsium 137 pro km2 belaste-
te Fläche ist so groß wie Öster-
reich und die Schweiz zusam-
men. 
 

Unfassbar 

Der Schock kommt auch in 
Deutschland erst mit einiger 
Verzögerung an. Die Bauchred-
ner der Atomlobby reagieren 
mit dem eingeübten Verharm-
losungsreflex: "Atomkraft ist 
sicher." Offizielle Stellen in 
Deutschland sehen zunächst 
keinen Anlass für konkrete 
Verhaltensempfehlungen und 
Warnungen � Ruhe bewahren. 
In der Bevölkerung wächst die 
Angst. 
 

Wer nicht fuehlen 
kann, muss messen 
 
In den höheren Luftschichten 
zirkulieren bald auch über 
Westeuropa radioaktiv belaste-
te Wolken. Niederschläge ver-
teilen den Fallout. Man sieht 
ihn nicht, man riecht ihn nicht, 
man schmeckt ihn nicht. Aber 
er ist da. Und er ist eine Ge-

fährdung. Eine Unbedenklich-
keitsgrenze gibt es bei radioak-
tiver Strahlung nicht. An vielen 
Orten in der Bundesrepublik 
finden sich plötzlich Strahlen-
messlabors. Angesichts der 
anfänglichen Untätigkeit offi-
zieller Stellen hilft sich die Zi-
vilgesellschaft selbst. 
 

Vorsichts-
massnahmen 
 
Kinder nehmen alles in den 
Mund. Wenn sie nun auf ei-
nem kontaminierten Spielplatz 
verstrahlte Erde in den Körper 
aufnehmen? Ein Albtraum. 
Stadtväter lassen � nur zur 
Vorsicht � öffentliche Spielplät-
ze sperren, den Sand untersu-
chen und gegebenenfalls aus-
tauschen. Sollen die Kinder 
jetzt auch nicht mehr im Gar-
ten spielen, zumindest die 
ganz kleinen? Messungen von 
Lebensmitteln legen es nahe, 
Wild und Pilze zu meiden. Sie 
scheinen das radioaktive Ma-
terial in den Wäldern regel-
recht einzusammeln. 
 

Mehrheit gegen  
Atom 
 
Spätestens jetzt ist es ent-
schieden: Die Deutschen wol-

(Fortsetzung auf Seite 3) 

Eingesetzte Liquidatoren zur Räu-
mung der Unglücksstelle 
 
→ Video 1: Arbeiter auf dem Dach 
 
→ Video 2: Hubschraubereinsatz 
 
→ Video 3: Im Basement 

Der geborstene Reaktor 
 
→ Video: �Flug über den 
       zerstörten Reaktor� 

Meldung im sowjetischen Fern-
sehen 
 
→ Sowjet. Nachrichten 

�Was dürfen wir noch essen?�, 
fragt die BUNTE nach dem Tscher-
nobyl-GAU 

http://video.google.com/videoplay?docid=-6748788586741826708
http://video.google.com/videoplay?docid=2264710035777728006
http://video.google.com/videoplay?docid=651660785364979404
http://video.google.com/videoplay?docid=-1031293125537621029
http://video.google.com/videoplay?docid=-102756987285596323


se sieben Millionen Menschen 
Schäden davon, heißt es in 
einer AP-Meldung von 2004. 
Nach offiziellen Angaben star-
ben 31 Menschen an den un-
mittelbaren Folgen des Unfalls. 
In der Umgebung des Un-
glücksreaktors häufen sich bis 
heute Krebserkrankungen und 
Missbildungen. 
 

Ein bisschen Krebs 
 
Durch ihre zentrale Rolle in der 
Auseinandersetzung um Irans 
Atomprogramm ist die IAEO 
2005 in den Blickpunkt ge-
rückt. Nicht so berühmt ist ihr 
Wirken bei der Aufarbeitung 
der Tschernobyl-Katastrophe. 
Sie will als anhaltende Ge-
sundheitsbelastung lediglich 
eine leicht erhöhte Rate von 
Schilddrüsenkrebs gelten las-
sen. Kein großes Problem, der 
sei heute gut zu behandeln. 
Ähnlich die UNO � für die Welt-
organisation ist Tschernobyl 
kein Thema mehr. 
 

Neue AKW in der 
Ukraine? 
 
Russische Gaslieferanten le-
gen der Ukraine 2005 die Dau-
menschrauben an und drehen 
zwischenzeitlich den Gashahn 
ab. Kiew reagiert: Um die Ab-
hängigkeit vom Gas zu verrin-
gern, plant die Regierung den 
Bau neuer AKW. "In den neu 
gebauten Atomkraftwerken 
werden wir die Kapazitäten 
erhöhen müssen", so Minister-
präsident Jechanurow (laut ntv 
vom 06.01.2006). 

(Fortsetzung von Seite 2) 
len keine Atomkraftwerke. Der 
GAU, der größte anzunehmen-
de Unfall, ist keine abstrakte 
Größe der Versicherungsma-
thematik mehr. Er hat jetzt 
einen Namen � Tschernobyl. 
Nach der Katastrophe wird in 
Deutschland kein einziges 
AKW mehr genehmigt. Als Jah-
re später die erste rot-grüne 
Bundesregierung mit der Ener-
giewirtschaft den Atomaus-
stieg vereinbart, kann sie auf 
eine stabile Zustimmung in der 
Bevölkerung bauen. 
 

Hilfe wird immer 
schwieriger 
 
Auch im Jahr 20 nach der Ka-
tastrophe reißt die Hilfe nicht 
ab. Zahlreiche Initiativen in 
Europa laden Kinder aus der 
besonders belasteten Region 
zu Ferienaufenthalten ein, be-
suchen diese Gegend und ver-
sorgen die Bewohner mit Hilfs-
gütern. Nicht zuletzt halten sie 
die Erinnerung wach. Doch im 
autokratisch regierten Weiß-
russland sind Hilfsorganisatio-
nen aus Westeuropa nicht 
gern gesehen. Hilfsgüter für 
die Tschernobyl-Region sollen 
sie bei der Regierung abgeben. 
Sie wisse am besten, wer be-
dürftig sei. Ferienaufenthalte 
von Kindern aus der verstrahl-
ten Region bei deutschen Fa-
milien versucht das Regime 
noch heute zu erschweren. 
 

Opfer 
 
Von der ausgetretenen Radio-
aktivität trugen schätzungswei-

Pripjat -  
Geisterstadt 
 
Eine Stadt mit vormals 50.000 
Einwohnern, gebaut für die 
Arbeiter des Atomkomplexes 
von Tschernobyl � nur vier Ki-
lometer von ihrem Arbeitsplatz 
entfernt. 2006 ist Pripjat ver-
lassen. Die Strahlenbelastung 
ist zu hoch, als dass hier je-
mand leben könnte. Pripjat 
bleibt ein Freilichtmuseum 
sowjetischer Baukultur, bis die 

Natur sich das Terrain zurück-
erobert hat. 
 

Tschernobyl plus 20 
 
"Erinnern für die Zukunft" � 
unter diesem Motto veranstal-
ten die Böll-Stiftung, unsere 
Bundestagsfraktion sowie die 
Grünen im Europäischen Parla-
ment gemeinsam mit ukraini-
schen Umweltgruppen vom 
23. - 25. April 2006 eine inter-
nationale Konferenz in Kiew. 
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Die Folgen von Tschernobyl 
 
→ IAEA-Video �Chernobyl: The True 
      Scale Of The Accident� 
 
→ Video: Die Opfer von  
       Tschernobyl 

Die Geisterstadt Pripjat 
 
→ elanafilatova.com 
 
→ Video 1: Evakuierung von Pripjat 
 
→ Video 2: verlassener 
       Fahrzeugpark 

Atomkraft ohne Perspektive 
20 Jahre nach Tschernobyl un-
ternehmen interessierte Kreise 
erneut den Versuch, die Atom-
kraft als Energiequelle der Zu-
kunft hinzustellen. Wie tragfähig 
sind ihre Argumente? 

Am 26. April 1986 löst eine 
außer Kontrolle geratene Ket-
tenreaktion im Block 4 des 
ukrainischen Atomkraftwerks 
Tschernobyl eine gewaltige 
Explosion aus. Mehrere zehn-
tausend Menschen aus der 
nächsten Umgebung werden 
sofort evakuiert. Die Strahlung 
breitet sich innerhalb weniger 
Tage bis nach Westeuropa 
aus. Sie kontaminiert Städte, 
Dörfer, Äcker, Wiesen und Wäl-
der. Spiel- und Sportplätze 
werden gesperrt. Viele Lebens-
mittel sind aufgrund ihrer ho-
hen Strahlenbelastung für lan-
ge Zeit nicht mehr zum Verzehr 
geeignet. Die Bilanz des 
schrecklichen Ereignisses: 
400.000 Menschen müssen 
wegen Verstrahlung ihrer Hei-
mat umgesiedelt werden, 
mehr als 200 Gemeinden hö-
ren auf zu existieren, zahlrei-
che Menschen sterben, ande-
re erkranken schwer. 
 
Heute, 20 Jahre nach dem 
Atomunfall von Tschernobyl, 
haben die Gefahren der Atom-
energie eher noch zugenom-
men. Geblieben sind die 
"alten" Probleme: mögliche 
Großunfälle, die ungeklärte 
Endlagerung des Jahrtausende 
strahlenden Atommülls und 
der potenzielle Missbrauch 

von nuklearem Material für 
militärische Zwecke. In den 
letzten Jahren ist eine weitere 
Bedrohung wahrscheinlicher 
geworden: Terroristen könnten 
Atomkraftwerke als Angriffsziel 
auswählen oder Anschläge mit 
"dreckigen Bomben" aus vaga-
bundierendem Nuklearmateri-
al planen. Die bislang bekannt 
gewordenen Notfallpläne der 
AKW-Betreiber im Falle eines 
terroristischen Angriffs gren-
zen ans Komische. Außer der 
Einnebelung ihrer Anlagen, 
etwa im Falle eines sich nä-
hernden entführten Flugzeugs, 
ist ihnen noch nicht viel einge-
fallen. 

Ausstieg und nach-
haltige Versorgung... 
 
In Deutschland hat die rot-
grüne Regierung die Nutzung 
der Atomenergie als dauerhaft 
nicht verantwortbar eingestuft. 
Der Bundestag hat den Atom-
ausstieg per Gesetz beschlos-
sen. Folglich sollen bis etwa 
2020 alle Atommeiler abge-
schaltet werden, als erste die 
alten und besonders störanfäl-
ligen. Bis 2009, so der Plan, 
sollen die Spitzenreiter der 
Störfalllisten Biblis A, Neckar-
westheim 1, Biblis B und 
Brunsbüttel vom Netz gehen. 
Für uns Grüne ist klar: Zum 
notwendigen Ausstieg aus der 
Atomkraft gehört der Einstieg 
in eine nachhaltige Energiever-
sorgung.  [...] 
 
 
→ weiter lesen im Netz 

Von Reinhard Loske 

http://video.google.com/videoplay?docid=-5333854905330543729
http://www.elenafilatova.com/
http://video.google.com/videoplay?docid=8757764129723143885
http://video.google.com/videoplay?docid=-796383035367318736
http://video.google.com/videoplay?docid=-7317214916110804504
http://www.gruene-bundestag.de/cms/energie_klima/dok/106/106963.htm
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Der GAU... Wo warst Du? 
eine praktische Möglichkeit. 
 
 
Bernd Lehmann 
(Stadtverbandssprecher und 
Mitglied des Stadtrates) 
 

Damals war 
ich 14. In mei-
nen Erinne-
rungen weiß 
ich nur noch, 
dass plötzlich 
Jod eine wich-
tige Rolle zu 
spielen 
schien. Bag-

ger tauschten kurze Zeit spä-
ter den Sand in den Spielplät-
zen aus. Und der Schulsport-
unterricht fand nur noch in der 
Halle statt.  
 
Zu der Zeit wohnte ich in Me-
ckenheim bei Bonn. Noch heu-
te ärgern sich Verwandte von 
mir, dass während des Bonner 
Open-Air-Festival �Rhein in 
Flammen�, das kurz nach dem 
Gau im Freien statt fand, nicht 
vor der radioaktiven Regenwol-
ke gewarnt wurde. So hätte 
sich ein satter Schauer aus der  
�Tschernobyl-Wolke� über die 
Festival-Besucher ergossen.  
 
 
Georg Laacks 
(Schatzmeister und Mitglied 
des Sportausschusses) 
 
Am 26. April 
1986 war ich 
32 Jahre alt, 
studierte Psy-
chologie in 
Bochum und 
war Fraktions-
vorsitzender 
der GRÜNEN 
im Rat der 
Stadt Gladbeck. Ich war allein-
erziehender Vater, meine Toch-
ter war gerade 7 Jahre alt und 
ging in die erste Klasse der 
Rentforter Josefschule.  
 
Der 26.04.1986 war ein 
Samstag und wie an fast je-
dem Samstag habe ich mittags 
unbeschwert Fußball in Wittrin-
gen gespielt. Ich kann mich 

Wir erinnern uns an den  
26. April 1986 � den Tag, an 
dem Tschernobyl explodierte: 
 
Reinhard Bütikofer 
(Bundesvorsitzender) 
 
Ich hatte das Gefühl, es sei 
etwas Unvorstellbares gesche-
hen, eben das, vor dem wir 
gewarnt hatten, machte mich 
zornig. Aus dem Zorn wuchs 
schnell die Entschlossenheit, 
Tschernobyl müsse das letzte 
Unglück dieser Art gewesen 
sein! Jetzt maximal den Wider-
stand gegen die Atomgefahr 
mobilisieren! Jetzt den Durch-
bruch erreichen für den Aus-
stieg! 
Ich war damals Stadtrat der 
GAL in Heidelberg. In kürzester 
Zeit funktionierten wir das 

GAL/Grüne 
Büro in ein 
Tscherno-
byl-
Aktionszent-
rum um. Es 
ging nur 
noch um 
das EINE 
Thema. Al-

les andere spielte keine Rolle 
mehr. Telefon-Hotlines wurden 
eingerichtet, die von früh bis 
spät Tausenden von Bürgern 
die Informationen weiterga-
ben, die wir uns von Wissen-
schaftlern besorgten. Welche 
Becquerel-Werte belasten wel-
che Gemüse-Sorte? Sind Ur-
laubsgebiete betroffen? SPD-
Mitglieder kamen, um im Grü-
nen Büro bei der Info-Arbeit zu 
helfen. Es war eine sehr breit 
getragene Bewegung, die von 
Wut und Angst, Betroffenheit 
und wissenschaftlicher Sorge, 
von Zorn auf den beschönigen-
den CDU-Minister Weiser und 
von der Furcht getragen war, 
die Chance zur Umkehr, die in 
dieser Katastrophe lag, könne 
verpasst werden. 
Dutzende neuer Mitglieder 
meldeten sich beim Kreisver-
band an, ohne, dass wir je-
mand darum gefragt hätten. In 
diesen wenigen Tagen nach 
der Katastrophe wurde der 
Atomausstieg in Deutschland 

erinnern, dass etwa ab Sonn-
tag immer mehr Informatio-
nen - tröpfchenweise - durchsi-
ckerte und die Nachrichten 
immer mehr beherrschten. 
Sonntagabend (27. April) wer-
den an der finnischen Grenze 
stark erhöhte Strahlenwerte 
gemessen. Es gab Gerüchte 
und Vermutungen. Ab Montag 
wurden zunehmend hohe Ra-
dioaktivitätswerte gemeldet. 
Immer mehr Vermutungen und 
Meldungen über einen mögli-
chen / wahrscheinlichen GAU 
machten die Runde. Am Diens-
tag, den 29. April, gab die Sow-
jetunion dann einen AKW - 
Unfall zu und fügt in bekannter 
Manier hinzu: Lage stabil; alles 
unter Kontrolle. Das entsprach 
auch der Reaktion der poli-
tisch und behördlich Verant-
wortlichen in Deutschland. 
Abwiegeln, runterspielen, nicht 
ernstnehmen. Noch Tage nach 
dem Aufziehen der radioakti-
ven Wolke gab es keine öffent-
lichen Merkblätter und War-
nungen. 
 
Umso wichtiger waren die 
GRÜNEN und die Umweltver-
bände damals, die informier-
ten und aufklärten. Auch die 
Geschäftsstelle von uns GRÜ-
NEN in Gladbeck wurde da-
mals oft angerufen: Welche 
Milch kann man trinken, wel-
ches Gemüse essen oder soll-
te man sich mit nicht radioak-
tiv belastetem Milchpulver ein-
decken? Soll man mit den Kin-
dern wegfahren? Dürfen die 
Kinder draußen, insbesondere 
im Sandkasten spielen? Zwi-
schen (seltener) Ignoranz, ge-
lassenem Entsetzen über das 
Geschehen und völliger Hyste-
rie gab es alle Reaktionen.  
 
Das ist nun schon 20 Jahre 
her. Unfassbar ist für mich, 
dass das Wort der "sicheren 
und beherrschbaren Atom-
kraft" wieder die Runde macht 
und der Bau von neuen und 
die Verlängerung der Laufzei-
ten von alten AKWs immer 
salonfähiger wird. Hier braucht 
es auch weiterhin starke GRÜ-
NE, um dem entgegenzuwir-
ken.  

Claudia Roth 
(Bundesvorsitzende) 
 
Am Abend 
der Katast-
rophe war 
ich mit Han-
negret Hö-
nes zum 
Essen in der 
Bonner 
"Provinz". 
Hannegret 
war damals Fraktionsvorsitzen-
de der Grünen im Bundestag, 
ich Pressesprecherin. Die 
Nachricht vom atomaren GAU 
erhielt ich durch einen Anruf 
von Matthias Küntzel, der wis-
senschaftlicher Mitarbeiter 
war. Diese Nachricht wurde für 
mich wie für so viele andere zu 
einem tiefen Einschnitt. Die 
Bilder der AKW-Ruine sind in 
bleibender und erschrecken-
der Erinnerung. 
 
Von überall erhielten wir Anru-
fe - von schwangeren Frauen, 
von Öko-Landwirten, von El-
tern, die sich Sorgen um ihre 
Kinder machten. Wir erstellten 
ein kleines Wörterbuch mit 
wichtigen Begriffen wie Fall-
Out, Essen, Wolke, Regen, 
Halbwertzeit. Zur Information 
der Migranten druckten wir 
Flugblätter in unterschiedli-
chen Sprachen und schalteten 
Anzeigen in Zeitungen. Darin 
erklärten wir, warum der Salat 
plötzlich so billig war und warn-
ten vor dem Kauf. 
 
Den DGB forderten wir ohne 
Erfolg dazu auf, die 1. Mai-
Kundgebungen nicht im Freien 
abzuhalten. Einige erklärten 
uns deshalb zu Panikmachern 
und verrückten Spinnern. Viele 
Kundgebungen fanden drau-
ßen im strömenden Regen 
statt � mit gefährlichen Konse-
quenzen. 
 
Barbara Holt 
(Mitglied des Kulturaus-
schusses) 
 
Ich kann mich erinnern, dass 
ich auf dem Friedhof war, um 

(Fortsetzung auf Seite 5) 
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Erinnerungen an den 26.04.1986 
Kreuzungsbesetzung wurde so 
aufgelöst. An diesem Tag war 
der Jod 131-Wert auf das Tau-
sendfache gestiegen. Die Tage 
danach regnete es � und die 
gemessenen Werte in den 
Pfützen alarmierten sogar die 
Feuerwehr. 
 
Wir Grünen organisierten 
schließlich die Veröffentli-
chung auf eigene Faust, per 
Flugblatt und Megafon � Kon-
takte zu den Universitäten hal-
fen. Ab dem 6. Mai wurden die 
Messwerte in Göttingen auch 
offiziell bekannt gegeben. Im 
niedersächsischen Landtag 
organisierten wir in der Grü-
nen-Fraktion eine landesweite 
Sammlung aller Messwerte 
und ihre regelmäßige Veröf-
fentlichung. Viel hatten wir mit 
Beratung zu tun: Dürfen Kin-
der noch im Sand spielen? Soll 
mein Kind am Schulsport teil-
nehmen? 
 
Die politische Konsequenz war 
uns klar � jetzt konnte es nur 
noch um den Sofortausstieg 
gehen. Es erfolgte der Be-
schluss des Bundesparteitags 
in Hannover, und damit ver-
suchten wir bei den Landtags-
wahlen im gleichen Jahr die 
CDU in Niedersachsen zu stür-
zen. Dies gelang erst vier Jahre 
später und bis zur Abschaltung 
eines laufenden Atomkraftwer-
kes in Stade mussten wir noch 
über 15 Jahre kämpfen. Bitter: 
1986 ging das Atomkraftwerk 
Brokdorf, der zweitgrößte Re-
aktorblock der Welt, ans Netz. 
 
Renate Künast 
(Vorsitzender der  
Bundestagsfraktion) 
 
Ich saß damals für die Grünen 
im Abgeordnetenhaus in Berlin 
(West). Die ersten Andeutun-
gen alarmierten uns. Wir ha-
ben sofort angefangen, die 
BürgerInnen zu informieren 
über die Gesundheitsfragen, 
die folgen werden. Wir haben 
ihnen gesagt, sie sollen Le-
bensmittelvorräte anlegen, 
ihre Kinder nicht draußen spie-
len lassen. Außerdem haben 

(Fortsetzung von Seite 4) 
das Grab meines Schwiegerva-
ters zu pflegen. Plötzlich regne-
te es. Ich hoffe, es war kein  
�Tschernobyl-Regen�! 
 
Petra Rehnert-Laacks 
(Mitglied des Sportaus-
schusses) 
 
Der Tag sel-
ber war in 
diesem Zu-
sammen-
hang für 
mich gar 
nicht mal so 
furchterre-
gend, weil 
das gesamte 
Ausmaß der Katastrophe erst 
nach und nach bekannt wurde. 
So richtig mit der Angst zu tun 
bekam ich es spätestens 
dann, als es hieß, Kinder dürf-
ten nicht mehr in den Sand-
kästen spielen. Meine Tochter 
Ninja war gerade 2 1/2 Jahre 
alt und spielte gerne im Sand-
kasten.  
 
Jürgen Trittin 
(stellv. Vorsitzender der  
Bundestagsfraktion) 
 
Der 1. Mai 
1986 war 
ein schöner 
Tag. Und er 
war beklem-
mend. Denn 
wir wussten, 
dass in der 
Sowjetunion 
eine Reak-
torkatastrophe passiert war. 
Alle fragten sich, welche Aus-
wirkungen das für uns haben 
könnte. Einige hätten es bes-
ser wissen können. Schon am 
30. April hatte das Isotopenla-
bor der Universität Göttingen 
eine erhöhte Radioaktivität 
festgestellt. Doch dies wurde 
nicht veröffentlicht. 
 
Als am 2. Mai Demonstranten 
im Rathaus die Bekanntgabe 
der Mess-Ergebnisse forder-
ten, wurden sie zurückgewie-
sen und unter Schlagstockein-
satz vertrieben. Auch eine 

wir Druck auf den Senat und 
die Landesämter gemacht, 
damit offizielle Informationen 
raus gegeben werden. Im Un-
terschied zu den anderen Par-
teien wussten wir ja, was der 
GAU in Tschernobyl bedeutete. 
Es war bei aller Hektik dieser 
Tage beklemmend, in einer 
eingemauerten Stadt zu sitzen 
mit der atomaren Wolke über 
uns. Eine Abgeordnete hat es 
nicht ausgehalten und ist mit 
ihrem Kind nach Westdeutsch-
land "geflohen". 
 
Als ich an einem der folgenden 
Tage auf dem Fahrrad vom 
Regen erwischt wurde, habe 
ich alle Klamotten weggewor-
fen, eine halbe Stunde lang 
heiß geduscht und dabei 
strömten die Tränen. 

In den ers-
ten Tagen 
war die Situ-
ation surre-
al. Am 30. 
April und 1. 
Mai schien 
die Sonne 
und die Ber-
linerInnen 

saßen mit ihren Kindern auf 
den Wiesen der Stadt. Wer 
sich vorher nicht mit dem The-
ma Radioaktivität beschäftigt 
hat, kam gar nicht auf die Idee 
des radioaktiven Nieder-
schlags auf den Wiesen und 
Spielplätzen. Ab 2. Mai liefen 
dann bei uns die Telefone 
heiß; die Fraktion war ein einzi-
ges riesiges Call-Center, das 
rund um die Uhr arbeitete. "� 
Was dürfen meine Kinder, was 
ist in der Milch, kann ich den 
Hund ausführen�?" 
 
Ich war schon Jahre vorher in 
der AKW-Bewegung aktiv ge-
wesen. Diese Frühlingstage 
1986 haben mir aber einmal 
mehr klargemacht, warum die 
Grünen so wichtig sind. Wir 
waren die einzigen, die die 
Atomgefahr überhaupt ein-
schätzen konnten. Die ande-
ren Parteien haben kaum ver-
standen, wo das Problem liegt. 
Und wir bleiben in der Kontinu-
ität: AKWs gehören abgeschal-
tet. 

Simone Steffens 
(Mitglied des Jugendhilfeaus-
schusses) 
 
Mit meinen 
damaligen 
17 Jahren 
träumte ich 
davon, ein 
Tennisstar 
zu werden. 
Ich ging zur 
Schule und 
wohnte in 
Paderborn. Nachdem wenige 
Tage nach Tschernobyl lang-
sam die ganze Tragweite der 
Katastrophe deutlich wurde, 
konnte ich wochenlang nicht 
auf meinen geliebten Aschen-
platz trainieren.  
 
Mich hat der Gau sehr be-
schäftigt und gemeinsam mit 
einer Freundin fing ich an, 
mich mit der Atomkraft ausein-
anderzusetzen. Drei Monate 
später sind wir bei der Grünen 
Jugend gelandet.. 
  

Und wo  
warst Du? 

 
Schildern Sie uns Ihre Ge-
danken an den April 1986 
und seine Folgen. Woran 
können Sie sich erinnern? 
Wie haben Sie die Katastro-
phe und deren Ausmaß 
erlebt? Wir freuen uns auf 
Ihre Geschichte: 

→ meine Erlebnisse 
 
Weitere Erlebnisse haben 
Mitglieder unserer Bundes-
tagsfraktion festgehalten: 
 
→ Wo warst Du 

http://www.gruene-bundestag.de/cms/default/rubrik/7/7432.htm
http://www.gruene-gladbeck.de/meinung/forum/viewtopic.php?t=14


Seite 6 2006, Ausgabe Nr. 6 

Presseschnipsel aus Gladbeck 
Recklinghausen und Umge-
bung keine erhöhten Werte 
festgestellt. [...]� 
 

Montag, 5. Mai 
 
Am Montag informieren auch 
die Ruhrnachrichten (RN) über 
die erhöhten Messwerte. 
 
RN: �Auch in Gladbeck ist 
von erhöhten Konzentrati-
onswerten aufgrund des Re-
aktorunfalls in der Sowjet-
union auszugehen. An der 
nächstgelegenen Messstation 
in Essen wurde allerdings 
am Sonntag rückläufige Ten-
denz festgestellt. Nachdem 
die Belastung am Freitag in 
einzelnen Teilen des Landes 
noch 50 Becquerel betragen 
hatte, ging sie am Sonntag 
bis auf 7 Bequerel, gemessen 
in Essen, zurück. 
 
Obwohl gesundheitliche 
Schäden nach Meinung des 
Innenministeriums nicht zu 
befürchten sind, wird doch 
weiterhin empfohlen, Frisch-
gemüse zu waschen, kein Re-
genwasser zu trinken und 
überhaupt bei Regen einen 
längeren Aufenthalt im 
Freien zu vermeiden.� 

 
Dienstag, 6. Mai 
 
Am Montag, dem 5. Mai, be-
fasst sich aufgrund eines 
Dringlichkeitsantrages von uns 
GRÜNEN der Rat mit den Aus-
wirkungen des Reaktorunfal-
les. Auf Beschluss des Rates 
richtet das Ordnungsamt eine 
Hotline ein, bei denen sich Bür-
ger täglich bis 19 Uhr informie-
ren können. Hierüber berichtet 
am Dienstag die WAZ. 
 
WAZ: „[...] Nachdem tage-
lang von den Wetterämtern 
konkrete Werte über die Be-
lastung der Luft verweigert 
worden waren [...], sollen 

Im Gladbecker Stadtarchiv ha-
ben wir die Reaktionen auf die 
Katastrophe anhand der Presse-
berichte der lokalen Medien 
recherchiert: 
 

Samstag, 3. Mai 
 
Die Westdeutsche Allgemeine 
Zeitung (WAZ) greift im Gladbe-
cker Lokalteil am 3.05.1986, 
also eine Woche nach der Re-
aktor-Explosion in Tschernobyl, 
das Thema vor Ort das erste 
Mal auf und erkundigt sich 
nach der Strahlenbelastung. 
 

WAZ: �Südwostwind bringe 
Reste radioaktiver Strahlung 
von Bayern nach Nordrhein-
Westfalen. Die Strahlenbe-
lastung sei jedoch harmlos. 
Dies war die einzige Aus-
kunft, die die WAZ nach in-
tensivem Fragen vom Wet-
teramt Essen erhielt. 
 
Gefragt war nach den Aus-
wirkungen des Reaktorun-
falls in der Sowjetunion auf 
das Gladbecker Stadtgebiet. 
Doch genauere Angaben 
wurden nicht gemacht. Die 
Meteorologen waren nicht 
einmal bereit, ihren Namen 
zu nennen. Das Umweltmi-
nisterium und die Leitung 
des Wetterdienstes haben 
den Meteorologen weitere 
Mitteilungen über mögliche 
Auswirkungen durch die Ka-
tastrophe in dem sowjeti-
schen Kernkraftwerk Tscher-
nobyl untersagt. [...] 
 
Gestern morgen hat die Ka-
tastrophenschutzbehörde 

jetzt die Bürger bessere In-
formationen bekommen, so 
der Wille des Rates. Die 
GRÜNEN hatten für die 
gestrige Ratssitzung einen 
Dringlichkeitsantrag einge-
reicht. In dem Beschlussent-
wurf hieß es, dass die Ver-
waltung beauftragt wird, in 
Zusammenarbeit mit den zu-
ständigen Stellen in der 
Kreisverwaltung Reckling-
hausen eine Informations-
stelle für die Gladbecker 
Bevölkerung einzurichten. 
Außerdem sollte die Verwal-
tung an etlichen Plätzen im 
Stadtgebiet die Belastung 
von Boden und Wasser in 
Zusammenarbeit mit der 
Kreisverwaltung ermitteln, 
die Bevölkerung darüber in-
formieren und nötige Verhal-
tensmaßregeln bekannt ge-
ben. 
 
In der Begründung für ihren 
Antrag führten die GRÜNEN 
an, dass in den letzten Tagen 
Bürger vergeblich versucht 
hatten, Informationen über 
die Strahlenbelastung in 
Gladbeck zu erhalten. ‘Nach 
ihrer Auskunft konnten sie 
über die Stadtverwaltung 
Gladbeck und über die 
Kreisverwaltung keine be-
friedigende Auskünfte erhal-
ten‘, hieß es in dem Antrag.“ 
 

Mittwoch, 7. Mai 
 
Über die Resonanz der einge-
richteten Hotline berichten 
beide Gladbecker Tageszeitun-
gen: 
 
WAZ: „[...] Bis zum Mittag 
hatten die zuständigen Mit-
arbeiter im Rathaus schon 
mehr als 40 Anrufe erhalten. 
Es bestehe also ein großes 
Informationsbedürfnis bei 
der Bevölkerung, teilte das 
Presseamt mit. Wegen der 
starken Nachfrage wird die 

Rufnummer rund um die Uhr 
anrufbereit sein. Außerhalb 
der Dienststunden gibt ein 
Anrufbeantworter die neue-
sen Erkenntnisse weiter.“ 
 
Die RN ergänzen: „[...] Auch 
am Nachmittag war der An-
schluss kaum zu erreichen. 
Im Rathaus rechnete man 
gestern mit rund 100 Anru-
fern über den Tag. [...]“ 
 
Beide Zeitungen beschäftigen 
sich mit den Folgen des Reak-
torunfalls. Die WAZ berichtet  
 

 
über Lebensmittelkontrollen 
auf dem Gladbecker Wochen-
markt. 
 
WAZ: „‚Habt ihr auch strah-
lenfreie Sachen?‘, wollte ei-
ne Kundin gestern auf dem 
Wochenmarkt wissen. Der 
Händler versicherte: ‚Wir 
haben nur strahlenfreie Sa-
chen, denn wir verkaufen ja 
kein Blattgemüse aus dem 
Freiland.‘ Ein anderer 
Händler erklärte: ‚Alles, was 
im Zweifel zu hohe Strahlen-
werte enthält, wurde schon 
heute morgen beim Groß-
markt in Essen von den Be-
hörden zurückgehalten.‘ Da-
bei handelt es sich insbeson-
dere um Spinat und Kopfsa-
lat. [...] 
 
In erster Linie untersuchen 
die Fachleute die beiden Ge-
müsesorten aus dem Frei-
land auf ihren Gehalt an  
Jod 131. 80 Prozent der 
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Es wird empfohlen, bei 
Regen einen längeren 

Aufenthalt im Freien zu 
vermeiden! (RN, 5.05.86) 

Per Dringlichkeitsantrag 
forderten die GRÜNEN 

eine bessere Information 
der Bürger.  

(WAZ, 6.05.86) 



einen Rasenplatz!‘ Doch weit 
gefehlt — am Nachmittag 
wurde bekannt, dass auch 
das Berühren der Rasen-
oberfläche nach Möglichkeit 
vermieden werden soll. Eine 
endgültige Entscheidung 
sollte gestern Abend fallen.  
‚Zwar darf auch die Organi-
sation einer solchen Meister-
schaft nicht vergessen wer-
den, doch natürlich steht die 
Gesundheit der Sportler im 
Vordergrund‘, will Helmut 
Koch vom Ausrichter Rot-
Weiß Gladbeck keineswegs 
auf eine Durchführung der 
Titelkämpfe beharren. [...]“  
 

Donnerstag, 8. Mai 
 
Die WAZ berichtet über den  
�Telefon-Marathon� einer Bür-
gerin, die versucht, Auskünfte 
über die genaue Strahlenbe-
lastung in Gladbeck zu gelan-
gen.  
 
WAZ: „[...] Leonie Koch hatte 
versucht, die genaue Höhe 
der radioaktiven Strahlung 
in Erfahrung zu bringen. 
Erste Station war für sie das 
Ordnungsamt. ‚Aber unter 
der in der Presse genannten 
Rufnummer 275-221 meldete 
sich nur ein Anrufbeantwor-
ter‘, schilderte Leonie Koch 
der WAZ. [...] 
 
‚Also rief ich das Ordnungs-
amt in Dorsten an, das mir 
ohne große Sucherei die ak-
tuellen Zahlen für Nord-
rhein-Westfalen nannte. Es 
sind 2000 - 4000 Becquerel 
pro Quadratmeter.“ 
 
Die WAZ befragte auch die 
Supermärkte nach dem verän-
derten Konsumverhalten der 
Bürger. 
 
WAZ: „‚Was wir sonst in ei-
nem Monat verkauft haben, 
geht jetzt in einer Woche 
weg.‘ Der Leiter der Lebens-
mittelabteilung eines großen 
Warenhauses spricht über 
den Absatz von Trocken-
milch. Das Unglück von 
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strahlenden Atome, die in 
dem Gemüse abgelagert sein 
können, bestehen aus diesem 
hochgiftigen Stoff. Nach Aus-
kunft der Behörden verliert 
Jod 131 aber nach höchstens 
drei Wochen die Hälfte sei-
ner Strahlungskraft. Wesent-
lich länger besteht sie in den 
anderen strahlenden Stoffen 
Strontium und Caesium. [...] 
 
Auf dem Wochenmarkt in 
Gladbeck verhielten sich die 
Kunden unterschiedlich. Vie-
le zogen es vor, auf Spinat 
oder Salat gestern ganz zu 
verzichten und auch ein gro-
ßer Teil der Treibhausware  
 

 
blieb — zum Kummer der 
Händler — an den Ständen 
liegen.“ 
 
Die RN berichten über �zu  
�strahlige� Ascheplätze�: 
 
RN: „Nachdem die Nachbar-
städte Gelsenkirchen und 
Essen bereits am Montag 
ihre mit Ascheplätzen aus-
gestatteten Sportanlagen ge-
sperrt hatte, zog gestern 
auch die Stadt Gladbeck 
nach: Die Platzwarte wurden 
angewiesen, den Schülern 
und Jugendlichen bis zum 
18. Lebensjahr bis auf weite-
res das Betreten der Fuß-
ballfelder zu untersagen. 
 
Von diesem Verbot sind auch 
die für Donnerstag und das 
Wochenende terminierten 
Fußballstadtmeisterschaften 
der D- und C-Junioren be-
troffen. [...] Fußballfach-
schaftsleiter Uli Simon:  
‚Einzige Möglichkeit für uns 
wäre ein Ausweichen auf 

Tschernobyl zieht auch in 
Gladbeck seine Kreise. Ü-
bereinstimmend verzeichnen 
alle Lebensmittelhändler, die 
die WAZ befragte, einen er-
heblichen Rückgang beim 
Verkauf von frischer Milch. 
H-Milch allerdings wurde so 
häufig verlangt, dass einige 
Geschäfte schon in Liefer-
schwierigkeiten geraten 
sind. ‚Sehr zurückhaltend‘ 
verhielten sich die Kunden 
beim Frischgemüse. [...]“ 
 

Samstag, 10. Mai 
 
Die RN berichten über das 
nicht nachlassende hohe Infor-
mationsbedürfnis der Bürger-
schaft und wie schwer es auch 
für die Verwaltung ist, an kon-
krete Verhaltensregeln zu ge-
langen. 
 
RN: „[...] Was geschieht in 
Gladbeck ganz speziell? Vom 
Ordnungsamt sind kiloweise 
Bodenproben aus Kinder-
spiel- und Bolzplätzen ent-
nommen, literweise Wasser 
vom Freibad gezogen und 
ein Luftfilter am Braucker 
Schulzentrum ausgebaut und 
zum TÜV in Essen zur Unter-
suchung geschickt worden. 
[...] Der Kreis hat Gemüse-
proben auf dem hiesigen Wo-
chenmarkt und im Gladbe-
cker Freilandbau gezogen. 
[...] Der Fuhrpark hat veran-
lasst, dass Proben aus dem 
Straßenkehricht entnommen 
und untersucht werden, um 
die Wagenbesatzung vor 
Schäden zu bewahren. 
 
Das Schulamt hat seine bis-
herige Empfehlung, keine 
Schulmilch auszugeben, in 
ein Verbot umgewandelt. 
Milch gibt es natürlich auch 
nicht in den Kindergärten. 
Dort soll möglichst auch 
nicht draußen gespielt wer-
den, es sei denn, unter den 
allgemein gebotenen Vor-
sichtsmaßnahmen. 
 
Gerd Hartmann vom Hoch-
bauamt hat gestern angeord-

net, dass alle 200 Luftfilter 
in 40 städtischen Gebäuden 
ausgewechselt werden. [...] 
 
Das Grünflächenamt, zustän-
dig für die Sandkästen, fragt 
sich zu recht, wer soll den 
neuen Sand für alle Sandkäs-
ten bezahlen und woher soll 
der neue Sand kommen. Hier 
will man vor weiteren Maß-
nahmen die Untersuchungs-
ergebnisse abwarten. [...]. 
 

Mittwoch, 14. Mai 
 
Die RN berichten über den 
Unmut des Oberkreisdirektors 
Rudolf Pezely über wider-
sprüchliche Erlasse aus den  
 

Landesministerien. 
 
RN: „[...] Auf die Frage, ob 
nach seiner Einschätzung die 
Aschensportplätze im Kreis 
geschlossen werden sollten, 
sagte Pezely: „Ich bin der 
Meinung, dass durch über-
triebene Vorsorgemaßnah-
men unnötige Besorgnis bei 
den Bürgern ausgelöst wird. 
Wenn nun eine Stadt einen 
Sportplatz besitzt und will 
ihn unbedingt schließen, 
dann meinetwegen. Aber wir 
vom Kreis empfehlen das 
nicht.“ 
 

Samstag, 24. Mai 
 
Knapp einen Monat nach dem 
Tschernobyl-GAU berichten die 
Tageszeitungen über die Ab-
schaltung der Info-Hotline. 
3000 Anrufe wurden bis dahin 
auf dem Anrufbeantworter ge-
zählt. 
 
Bei den Presseschnipseln han-
delt es sich nur um die ersten 
Auszüge! 

Seite 7 2006, Ausgabe Nr. 6 

Betreten der Fußballfelder 
wird untersagt. Stadt-

meisterschaften müssen 
abgesagt werden.  

(RN, 7.05.86) 

Die Lebensmittelhändler 
registrieren eine starke 

Nachfrage nach 
Trockenmilchpulver.  

(WAZ, 8.05.86) 
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Wo ist die Energiewende vor Ort? 

chen Bericht. Hierdurch erhal-
ten die Bürgerinnen und Bür-
ger sowie die entscheidenden 
Gremien einen Überblick über 
die Strombedarfe der Verwal-
tung sowie über Energieein-
sparungen der vergangen Jah-
re. So hat die Gesamtverwal-
tung (inkl. Schulen und allen 
öffentl. Gebäuden) im Jahr 
2004 insgesamt 4.900 MWh 
Elektroenergie verbraucht. Die 
Kosten für den Strom betrugen 
621.000 Euro. Gegenüber 
dem Vorjahr konnte eine Ein-
sparung von 5,7 % (29.000 
kWh) eingespart werden. Von 
1996 bis 2004 konnte der 
Stromverbrauch sogar um ein 
Viertel (um 26 %) gesenkt wer-
den. Dies entspricht 1.700 
Megawatt-Stunden. Allein 
durch optimierte Energieeffi-
zienz wurden damit 2.700 Ton-
nen des klimaschädlichen 
CO2-Treibhausgases vermie-
den. 
 
→ Energiebericht 2004 (pdf) 
 

Schulen 
 
Zu den größten Energie-
verbrauchern bei den öffentli-
chen Einrichtungen zählen die 
Schulen. Allein die Ingeborg-
Drewitz-Gesamtschule in Rent-
fort Nord verbraucht bereits 
11 Prozent des Gesamtener-
giebedarfs. Von daher lag es 
nahe, hier anzusetzen und 

�Global denken � lokal han-
deln� ist ein häufig genutzter 
Leitspruch der Umweltbewe-
gung. Auch die Energiewende 
kann vor Ort eingeleitet und 
damit nationale und globale 
Initiativen und Prozesse unter-
stützt und befördert werden.  
 
Auf Gladbecker Ebene müssen 
wir allerdings leider feststellen, 
dass das Thema �Energie-
politik� eher stiefmütterlich 
von Politik und Verwaltung 
behandelt wird. Zwar konnten 
auch auf unserer kommunalen 
Ebene Erfolge hinsichtlich E-
nergieeinsparung und Energie-
effizienz erzielt werden, insbe-
sondere jedoch was alternati-
ve Energieträger anbelangt, 
fühlt sich der Rat und die Ver-
waltung auf diesem Gebiet 
weniger gefordert. Selbstver-
ständlich gibt es auch hier 
durchaus vorbildliche Refe-
renzprojekte. Diese Nischen-
maßnahmen müssen jedoch 
jedes Mal als Alibiprojekte her-
halten, wenn eine breitere und 
intensivere Förderung regene-
rativer Energien im privaten 
und öffentlichen Bereich gefor-
dert wird. 
 
An einigen Beispielen wollen 
wir nachfolgend aufzeigen, wo 
der stete Tropfen bereits zu 
Erfolgen geführt hat und wo 
unsere Initiativen und Anträge 
bisher auf Desinteresse oder 
Ignoranz stießen und damit 
bisher im Sande verliefen. Ins-
gesamt bleibt festzustellen, 
dass Tschernobyl eben nicht 
nur 20 Jahre zurück, sondern 
von Gladbeck auch tausende 
Kilometer entfernt liegt und 
der Strom vor Ort scheinbar 
nach wie vor bloß aus der 
Steckdose kommt. 
 

Energiebericht 
 
Seit wir im Umweltausschuss, 
der 1994 durch die schwarz-
grüne Mehrheit gebildet wur-
de, den Energieverbrauch in 
öffentlichen Gebäuden thema-
tisiert haben, erstellt die Ver-
waltung hierüber einen jährli-

Einsparprojekte an den Schu-
len zu fördern. Hierzu bean-
tragten wir Mitte der 90er im 
Schulausschuss, ein Prämien-
projekt an den Schulen ein-
zuführen. Damit sollten die 
Schulen für einen sparsamen 
Umgang mit Energie belohnt 
werden. Von jedem Euro (bzw. 
damals noch von jeder DM), 
die durch einen geringeren 
Energieverbrauch eingespart 
wurden, sollten die Schulen 
die Hälfte behalten (die Schü-
ler 45 %, der Hausmeister 5% 
als Prämie). Die Gelder konn-
ten die Schulen beispielsweise 
für Ausflüge und Schulprojekte 
nutzen. Obwohl das Modell 
schon in anderen Städten er-

folgreich durchgeführt wurde, 
zeigte sich die Verwaltung zu-
nächst reserviert, wollte den 
Vorschlag �prüfen� - enthusias-
tisch wurde das einfache  
�Win-Win-Projekt� (also ein 
Projekt, von dem beide Seiten 
profitieren) jedoch nicht aufge-
griffen. Auch hier höhlte steter 
Tropfen den Stein und führte 
letztendlich zur erfolgreichen 
Umsetzung des Energiespar-
konzeptes. Seitdem achten die 
Schülerinnen und Schüler bei-
spielsweise darauf, dass nach 
Unterrichtsschluss das Licht in 
allen Klassen ausgeschaltet 
ist. Energiefresser wurden auf-
gespürt und z.B. Energiespar-

(Fortsetzung auf Seite 9) 

Entwicklung des Jahresenergieverbrauches der Gladbecker Verwaltung von 1996 bis 2004 (Quelle: Stadt Gladbeck) 

Vom Engagement der  Schülerinnen und Schüler können Politik und Verwaltung 
lernen: hier die nachgeführte Photovoltaikanlage der Gesamtschule Rentfort Nord 

https://www.more-sitzungsdienst.de/fraktionsinfo-gladbeck-01/dokumente/gutachten/14/142309100004.pdf


Solarsiedlung 
 
Schatten legt sich jedoch lei-
der häufig über die kommuna-
le Energiewende, wenn der 
Erfolg vom Engagement und 
der Überzeugung der Verwal-
tung abhängig ist. Als mit der 
Berliner Straße das größte 
Neubaugebiet erschlossen 
werden sollte, forderten wir 
Grüne einen Teil des Areals als 
Solarsiedlung zu erschließen. 
Auf unseren Antrag beteiligte 
sich die Stadt schließlich am 
Landesprojekt 50 Solar-
siedlung, verstand dieses 
Projekt jedoch scheinbar im-
mer eher als auferlegte Pflicht, 
denn als reizvolle Chance. So 
kam es schließlich wie es kom-
men musste: das Solarsied-
lungsprojekt wurde aufgege-
ben, weil die Häuser nach An-
sicht der Verwaltung nicht zu 
vermarkten waren. An Ursa-
chenforschung, also woran das 
geringe Interesse an den Häu-
sern tatsächlich lag, war man 
nicht interessiert. Die Meinung 
war längst gebildet, dass die 
Solarhäuser zu teuer und un-
attraktiv waren. 
 
→ Stellungnahme und Links 
 
→ Architektenentwurf 
 
In mittelbarer Nachbarschaft 
plant man in Gelsenkirchen 
derweil bereits die dritte Solar-
siedlung. Der zuständige Pro-
jektleiter erwähnte zwar auch 
Vermarktungsprobleme, die es 
anfangs gab, an Aufgabe hätte 
er aber nie gedacht. Engagiert 
wurden hier Korrekturen an 
dem Architekturkonzept vorge-
nommen und an dem Solar-
siedlungsprinzip festgehalten. 
Auch in Castrop-Rauxel freute 
man sich über das Desinteres-
se bei der Stadt Gladbeck, 
konnte man doch in den frei 

(Fortsetzung von Seite 8) 
leuchten wurden eingebaut. 
Der Erfolg dieser kleinen Maß-
nahmen hält bis heute an und 
hat mit dazu beigetragen, den 
Gesamtenergieverbrauch der 
öffentlichen Gebäuden erheb-
lich zu senken (siehe oben). 
Das Projekt vermittelt den Kin-
dern und Jugendlichen außer-
dem einen verantwortungsbe-
wussten Umgang mit Energie. 
 

Alternative  
Energien 
 
Bei der Förderung alternativer 
Energien in Gladbeck gibt es 
Licht und Schatten. So hat sich 
das Innovationszentrum 
Wiesenbusch inzwischen 
zum Kompetenzzentrum für 
Solarthermie und solare Küh-
lung entwickelt. Im letzten Jahr 
konnten hier durch die Wirt-
schaftsförderung zudem die 
Hydrogenics GmbH angesie-
delt werden, die an wasser-
stoffbetriebenen Linienbussen 
forscht. Unübersehbar ist auch 
die große Photovoltaikanlage 
in Nachbarschaft des Innovati-
onszentrums mit einer beacht-
lichen Spitzenleistung von 60 
kW. Die Anlage erzeugt im Jahr 
etwa 50.000 kWh. 
 
→ Innovationszentrum 
 
Im Bereich der Photovoltaikan-
wendungen ist es auch hier 
wieder einmal der Nachwuchs, 
der Anstöße zur Energiewende 
in Gladbeck liefert. Auf mehre-
ren Schuldächern wurden 
Solaranlagen errichtet. So 
zum Beispiel im Jahr 2000 auf 
dem Heisenberggymnasium 
mit einer installierten Leistung 
von 1 kWp und in 2002 auf 
der Albert-Schweizer-Schule 
mit einer Leistung von 3 kWp. 
Auf dem Dach der Ingeborg-
Drewitz-Gesamtschule stehen 
inzwischen sogar mehrere An-
lagen. Die 2002 errichtete, 
statische Photovoltaikanlage 
mit einer Leistung von 1 kWp 
wurde 2003 durch eine nach-
geführte Anlage - also eine 
Anlage, die dem Sonnenlauf 
folgt - mit einer Leistung von 2 
kWp ergänzt. 
 
→ Das Beispiel Photovoltaikan-
lage auf der Gesamtschule 

gewordenen Platz im Landes-
förderprogramm 50-
Solarsiedlungen einspringen. 
In Castrop-Rauxel fand gerade 
der erste Spatenstich für die 3-
Liter-Häuser statt. 
 
In Gladbeck bediente man sich 
stattdessen eines Etiketten-
schwindels und schuf das  
�Gladbecker Energiespar-
haus�. Gemeinsam mit dem 
regionalen Stromanbietern 
werden hier elektrisch betrie-
bene Wärmepumpen angebo-
ten. Der ökologische Nutzen ist 
absolut zweifelhaft, der Strom-
anbieter freut sich aber über 
langfristig gebundene Kunden 
und wirbt daher spendabel mit 
Investitionszuschüssen für die 
Elektropumpen. 
 
→ Kritik an Wärmepumpe 
 

Burgersolardacher 
 
Ein anderer Antrag, den wir 
zum Thema Photovoltaik in 
den Umweltausschuss ein-
brachten, wurde erst gar nicht 
behandelt: �Kommunale Dä-
cher für Solarenergie�. Mit 
unserem Antrag wollten wir die 
Verwaltung auffordern, eine 
Liste aller kommunaler Gebäu-
de mit verschattungsfreien 
Dachflächen südlicher Ausrich-
tung zu erstellen und zu veröf-
fentlichen. Gegen eine kosten-
gerechte Verwaltungsgebühr 
sollten Vereine, Initiativen oder 
Investoren (beispielsweise ELE 
Ökostrom) Photovoltaikanla-
gen auf den veröffentlichten 
Dächern errichten können. 
 
Obwohl der Ausschuss in der 
gleichen Sitzung das Schüler-
solarprojekt auf dem Dach der 
Ingeborg-Drewitz-Schule be-
sichtigte und die Arbeit würdig-
te, wollte er unseren Antrag 
nur deshalb nicht beraten, weil 
unser Ausschussmitglied auf-
grund von Terminüberschei-
dungen an der Sitzung nicht 
teilnehmen konnte. Das Lob 
für die Schüler wird dadurch 
als leeres Lippenbekenntnis 
entlarvt, wenn man kein inhalt-
liches Interesse aufbringt, wei-
tere Projekte dieser Art zu för-
dern. 
 
→ Antrag �kommunale Dächer� 

European Energy  
Award 
 
Um die Stärken und Schwä-
chen der Stadt Gladbeck im 
Energiebereich zu eruieren, 
brachten wir im November 
2005 den �European Energy 
Award� in die politische Dis-
kussion.  
 
Mit dem European Energy A-
ward wurde auf europäischer 
Ebene ein Programm zur Zerti-
fizierung von Städten und Ge-
meinden entwickelt, das 
zugleich Managementsystem 
und Auszeichnung ist. Wichtige 
Bausteine sind die Bildung 
eines kommunalen Energie-
teams, die Durchführung ei-
ner Ist-Analyse anhand eines 
standardisierten Katalogs 
möglicher Maßnahmen, die 
Erstellung eines energiepoli-
tischen Arbeitsprogrammes 
und darauf aufbauend die kon-
krete Projektumsetzung. Ein 
qualifizierter Berater steht der 
Kommune als Fachexperte 
während des gesamten Pro-
zesses zur Seite. Hat die Kom-
mune die klar definierten 
Richtwerte erreicht, erhält sie 
durch einen unabhängigen 
externen Auditor den �Euro-
pean Energy Award�, Spitzen-
reiter sogar den �European 
Energy Award gold�.  
 
Regelmäßige interne und ex-
terne Kontrollmechanismen 
sorgen dafür, dass eine dauer-
hafte Optimierung des Energie-
bereichs in der Kommune ge-
währleistet und europäische 
Standards gesichert werden.  
 
Während beispielsweise Städ-
te wie Bottrop, Münster und 
Nottuln mit Erfolg an dem Pro-
gramm teilnehmen, wiegelte 
die Gladbecker Stadtverwal-
tung ab und zeigte wenig Inte-
resse. 
 
→ European Energy Award 

(Fortsetzung auf Seite 10) 
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In Gladbeck gescheitert, in Gelsenkir-
chen erfolgreich: die Solarsiedlung 

http://www.innovationszentrum.de/
http://www.tcidg.de/Solaranlagen/solaranlagen.html
http://www.gruene-gladbeck.de/?/gruenegladbeck/pressemit/2004/040819solarsiedlung.htm
http://www.k-meyer-architekten.de/html/aktuell_lageplan.html
http://www.gruene-gladbeck.de/?/gruenegladbeck/pressemit/2005/051011waermepumpe.htm
http://www.gruene-gladbeck.de/?/gruenegladbeck/archiv/antraege/2005/050223solardach.htm
http://www.european-energy-award.org/index.asp?c=1&s=0&idi=2


Jahre gekommen Anlage diese 
jedoch durch ein moderneres, 
effizienteres Windkraftrad er-
setzen wollte, löste das bei 
Politik und Verwaltung die typi-
schen Reflexe aus. Als der 
Bauantrag für die neue 2 MW-
Anlage schon vorlag, be-
schloss der Rat gegen die 
Stimmen der GRÜNEN die Auf-
stellung eines Teilflächennut-
zungsplans, um das Projekt  
�kaputt zu schlagen� (ein Zitat 
des CDU-Bauministers Oliver 
Wittke). 
 
Ursprünglich musste die Lärm-
belästigung und die Verschat-
tung als Argument gegen die 
Millioneninvestition in Nach-
barschaft der Flachglasschorn-
steine herhalten. Als aber der 

Anlagenbetreiber nachwies, 
dass die neue, modernere An-
lage sogar leiser ist als das 
bestehende Windkraftrad und 
über eine Abschaltungsauto-
matik verfügt, sobald es zur 
Verschattung benachbarter 
Wohngebäude kommt, musste 
man sich anderer Ausreden 
bedienen. Jetzt muss die Nah-
erholung herhalten, die durch 
das nächtliche (!) Leuchtfeuer 
an der Rotorennarbe beein-
trächtigt würde. 
 
So geben Verwaltung und 
Ratsmehrheit vor, die Wind-
energie durch sogenannte 
Konzentrationszonen fördern 
zu wollen. In Wahrheit will man 
aber durch Auflagen wie etwa 
einer Höhenbegrenzung den 
Bau von Windkraftanlagen in 
Gladbeck verhindern. Getreu 
nach dem Motto �Energie-
wende schön und gut. Aber 
bitte woanders�. Dabei könn-

(Fortsetzung von Seite 9) 
 

Windenergie 
 
Wenig Interesse scheint man 
auch in Sachen Windenergie 
zu zeigen. Und das, obwohl die 
Windenergietechnik in 
Deutschland in den vergange-
nen 20 Jahren bemerkenswer-
te Fortschritte gemacht hat. 
2005 konnte die Windenergie 
bereits fünf Prozent des Brut-
tostromverbrauchs decken. 
Betrug die installierte Leistung 
im Jahr 2000 noch etwa 7.000 
Megawatt, so waren es Ende 
2005 bereits rund 18.500 
MW. Die rasche technologi-
sche Entwicklung bescherte 
den deutschen Herstellern und 
Zulieferern die Führungsrolle 
auf dem Weltmarkt für Wind-
kraftanlagen. Nach Berech-
nungen des Deutschen Wind-
energieinstituts kommen welt-
weit über 50 Prozent aller 
Windkraftanlagen und ihrer 
Bauteile aus Deutschland. Der 
Export der Windkraft-
Technologie macht etwa 60 
Prozent des rund fünf Milliar-
den Euro schweren Gesamt-
umsatzes der deutschen Her-
steller aus und sichert damit 
den Großteil der rund 64.000 
Arbeitsplätze der Branche. 
 
Die Preise für Windenergiean-
lagen und für die Produktion 
von Windstrom sind gleichzei-
tig wegen der Fertigung größe-
rer Stückzahlen, optimierter 
Produktionsverfahren und effi-
zienterer Anlagentechnik deut-
lich gesunken. Bereits heute 
sind die Produktionskosten für 
Strom aus Windenergie mit 
denen neuer konventioneller 
Kraftwerke vergleichbar. Das 
Bundesumweltministerium 
geht davon aus, dass spätes-
tens 2015 Windstrom auch an 
der Strombörse billiger zu ha-
ben ist als Strom aus her-
kömmlicher Erzeugung. 
 
Das Gladbecker Windkraft-
rad in Ellinghorst wird von 
dem städtischen Umweltrefe-
rat regelmäßig als beispielhaft 
aufgeführt. Als Referenzobjekt 
war es u.a. Bestandteil der 
Klimastaffeltour, zu der der 
Bürgermeister vor wenigen 
Jahren den Startschuss gab. 
Als der Betreiber der in die 

ten 350 Anlagen dieser Art 
(verteilt im Lande) ein kleines 
Atomkraftwerk, wie es angeb-
lich die Türkei gerade plane, 
ersetzen. In Gladbeck könnten 
wir hierzu mit dieser einen An-
lage einen Beitrag leisten. 
 
→ Repowering in Ellinghorst 
 

Biomasse 
 
Einen Beitrag zur Energieer-
wirtschaftung könnte auch die 
Biomasse leisten. Die Em-
scher-Lippe-Region ist eine von 
fünf Modellregionen in ganz 
Deutschland, die an dem Bun-
desprojekt �BioRegio� teil-
nimmt.  Im Rahmen des Bio-
regio-Projekts soll die Umset-

zung innovativer Projekte zur 
nachhaltigen energetischen 
Nutzung von Biomasse erfol-
gen. Im Projektbericht heißt 
es: �Erneuerbare Energien 
sind für eine nachhaltige Regi-
onalentwicklung besonders 
dann interessant, wenn die 
bereitgestellten Energie- und 
Stoffströme vor Ort erwirt-
schaftet und genutzt werden 
können. Da die Wirtschaftsent­
wicklung in der Region mo-
mentan durch einen Rückgang 
an Arbeitsplätzen gekennzeich-
net ist, bietet die Ansiedlung 
von Unternehmen im Bereich 
der erneuerbaren Energien 
eine Möglichkeit, diesem 
Trend entgegenzuwirken.� 
 
Aktivitäten in dieser Richtung 
waren uns bis dato in Glad-
beck jedoch nicht bekannt. Im 
Gegenteil: Als die Heizungsan-
lage im Schloss Wittringen 
ausgetauscht werden musste, 

entschied man sich erneut für 
Heizöl, anstatt Biomasse 
(beispielsweise Holzpellets) in 
Betracht zu ziehen. 
 
→ Holzpellets auf Wittringen 
 
Auf unseren Antrag stellte der 
regionale Leiter des BioRegio-
Vorhabens das Projekt im Um-
weltausschuss vor. Demnach 
könnten mit dem Bioenergie-
potenzial der durch die Stadt 
bewirtschafteten Flächen 
(Wald und Grünflächen) rund 
100 Haushalte mit Energie 
und Wärme versorgt werden. 
 
Den ersten Schritt in Sachen 
Biomassenutzung wird der 
Zentrale Betriebshof Gladbeck 
(ZBG) machen. Nach der Dis-
kussion um die Beheizung des 
Schlosses Wittringen und un-
serer nachhaltigen Kritik hier-
zu wird nun der Neubau des 
Betriebshofes an der Elling-
horster Straße durch Holz-
hackschnitzel mit Wärme 
versorgt. 
Darüber hinaus blieb die Ver-
waltung aber die Frage schul-
dig, wie sie die Bioenergienut-
zung weiter fördert. Weder 
seien in Neubaugebieten Nah-
versorgungssysteme geplant 
(Blockheizkraftwerke), noch 
werde für die Biomasseverwer-
tung geworben. Positive Bei-
spiele findet man wieder in der 
Nachbarschaft. In Gelsenkir-
chen wird beispielsweise ein 
Gemeindehaus und 17 an-
grenzende Wohnungen durch 
ein mit Pflanzenöl betriebe-
nes BHKW mit Strom und 
Wärme versorgt. 
 
→ BioRegio-Antrag 
 
→ Vortrag über BioRegio (pdf) 
 

Energieeffizientes 
Zechenhaus 
 
Eine Chance für mehr Energie-
effizienz und den Einsatz rege-
nerativer Energien bietet die 
Privatisierung unserer Bergar-
beitersiedlung. Die Veräuße-
rung der Zechenhäuser an die 
jeweiligen Mieter löst erfah-
rungsgemäß eine regelrechte 
Sanierungs- und Renovie-
rungswelle aus. Hier kann man 
die neuen Immobilieneigentü-
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Die Windenergie wird in Gladbeck als Alternative hart bekämpft! 

http://www.gruene-gladbeck.de/?/gruenegladbeck/pressemit/2005/050614windrad.htm
http://www.gruene-gladbeck.de/?/gruenegladbeck/pressemit/2004/041202heizung.htm
http://www.gruene-gladbeck.de/?/gruenegladbeck/archiv/antraege/2005/051201bioregio.htm
https://www.more-sitzungsdienst.de/fraktionsinfo-gladbeck-01/dokumente/gutachten/17/171002100001.pdf


Perspektiven eröffnen. Wer 
ohnehin sein Dach neu ein-
deckt, könnte mit entspre-
chenden Zuschüssen vielleicht 
auch Solarkollektoren auf 
seinem Dach auslegen. Glei-
ches gilt für die Fassaden. Wer 
seinen Hausanstrich erneuert, 
wird sich zuvor über die Wär-
meisolierung Gedanken ma-
chen. Wenn das Nachbar-
schaftsgefüge in der Garten-
stadtsiedlung so stark ausge-
prägt ist, ergibt sich vielleicht 
sogar die Chance, dass sich 
ein ganzes Quertier gemein-
sam über eine eigene, moder-
ne Holzfeuerungslage mit Wär-
me oder mit einem Blockheiz-
kraftwerk mit Energie versorgt. 
Auch hierfür gibt es Fördermit-
tel von Land und Bund. 
 
Unsere Anregung, die Immobi-
lieneigentümer über diese För-
dermöglichkeiten zu informie-
ren, Informationsveranstal-
tungen gemeinsam mit der 
Energieagentur NRW zu orga-
nisieren, wurde leider nicht 
aufgegriffen. Gleichwohl war 
das Interesse sehr hoch. Nach 
unseren Presseberichten frag-
ten viele Bürger in unserem 
Büro nach Informationsmateri-
alien an. Auch im runden Tisch 
Brauck wurde das Interesse an 
energieeffizienten Gebäudesa-
nierungen und Fördermitteln 
artikuliert. 
 
→ Greenplease 04/2005 (pdf) 
 
→ Gartenstadt Brauck A 
 
 

Fazit 
 
Die Energiewende vor Ort 
kommt nur langsam in Fahrt. 
Aber wir bleiben am Ball: Glo-
bal denken � lokal handeln!  

(Fortsetzung von Seite 10) 

mer durch Beratung  auf Mög-
lichkeiten einer optimierten 
Wärmedämmung und einer 
nachhaltigen Versorgung mit 
Energie und Wärme hinweisen.  
 
Als Mitte 2005 der Siedlungs-
bereich Brauck A unter Denk-
malschutz gestellt wurde, plä-
dierten wir für eine Moderni-
sierung des Gartenstadtge-
danken. Zentraler Grundge-
danke der Gartenstadtphiloso-
phie waren ein friedliches und 
soziales Umfeld und hygieni-
sche Wohnverhältnisse in ei-
ner durchgrünten Stadt. Durch 
Nutzgärten sollten die Bewoh-
ner die Möglichkeit haben, 
sich selbst zu versorgen. In 
diesem Sinne wollten wir nicht 
einfach nur das Erscheinungs-
bild der Gartenstadt vom An-
fang des letzten Jahrhunderts 
durch Denkmalschutzauflagen 
konservieren, als hätten sich 
die Lebensverhältnisse und 
Bedürfnisse in den dazwischen 
liegenden 100 Jahren nicht 
verändert. Unser Vorschlag 
war, den Gartenstadtgedanken 
innovativ weiter zu entwickeln 
und die Philosophie auf unsere 
modernen Lebensverhältnisse 
zu übertragen. 
 
Heute werden die Gärten in 
erster Linie zur Erholung ge-
nutzt. Die Menschen müssen 
Ihr Gemüse nicht mehr selber 
anbauen oder Ziegen und Hüh-
ner halten. Gleichwohl benötigt 
jedes Haus Energie, Wärme 
und Wasser. Entsprechend 
der ursprünglichen Tradition 
könnten sich die Bewohner der 
Siedlung ihre Autonomie be-
wahren, indem sie sich mit 
diesen Gütern selbst versor-
gen und dabei gleichzeitig spa-
ren. Auch hier wollten wir nur 
Möglichkeiten aufzeigen und 
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Nicht nur konservieren, sondern den Gartenstadtgedanken innovativ weiterentwickeln 

Atomkraft im 
World-Wide-Web 
Im Netz stehen eine Vielzahl von 
Informationen zur Tschernobyl-
Tragödie, zur Atomkraft und zur 
Energiewende zur Verfügung. 
Auf ausgewählte Seiten wollen 
wir an dieser Stelle aufmerksam 
machen. 
 

Themenspecial der 
Bundestagsfraktion 

 
In einem 
Themen-
special wid-
met sich die 
grüne Bun-
destags-
fraktion 
dem 20sten 
Jahrestages 

der Tschernobyl-Katastrophe.  
 
→ Themenspecial 
 
→ Zeitschrift (pdf, 2,7 MB) 
 

Ein Risiko kehrt  
zurueck 
 

Auf 32 
Seiten 
infor-
miert die 
GRÜNE 
JUGEND 
über die 

Technik, Geschichte und aktu-
elle Entwicklungen in der  
Atompolitik. Mit der vorliegen-
den Broschüre will sie über die 
Risiken und Probleme der A-
tomkraft aufklären. Aber sie 
will auch dazu anstacheln, 
Protest zu leisten gegen die 
angebliche Renaissance der 
Atomkraft. 
 
→ Atomkraft � Ein Riskio... 
 

Mythos Atom 
 
In einer aktuellen Studie set-
zen sich Felix Chr. Matthes 
(Energieexperte am Öko-
Institut) und Beate Kallenbach-

Herbert eingehend mit den 
Argumenten für eine Laufzeit-
verlängerung der Atommeiler 
auseinander. 
 
→ Studie der H.-Böll-Stiftung 
 

Atom-Sackgasse 
 
Die Deutsche Sektion der In-
ternationalen Ärzte für die Ver-
hütung des Atomkrieges � 
Ärzte in sozialer Verantwortung 
e.V. (IPPNW) hat eine Kampag-
nenseite - "Sackgasse Atom-
energie" aufgelegt: 
 
→ Kampagnenseite der IPPNW 
 

Unendlich viel  
Energie 
 
Einen um-
fassenden 
Überblick 
über Er-
neuerbare 
Energien, 
von Wind-
kraft bis Solar, von Erdwärme 
bis Bioenergie, bietet das Info-
portal unendlich-viel-energie.
de ! In Online-Videos werden 
die alternativen Energieträger 
vorgestellt.  
 
→ Online-Videos 
 

Kommunale  
Strategien: 
 
Die Heinrich-Böll-Stiftung bie-
tet umfangreiche Informatio-
nen zur Nutzung alternativer 
Energien und zur Einleitung 
der Energiewende vor Ort. 
 
→ Kommunal �Weg vom Öl� 
 

Ausgestrahlt 
 
Das Aktionsbündnis von BUND 
und X-tausenmal quer... 
 
→ www.ausgestrahlt.de 

http://www.gruene-gladbeck.de/gruenegladbeck/service/greenplease0504.pdf
http://www.elport.de/servlet/page?_pageid=3866&_dad=elport&_schema=ELPORT&modus=details&stadt=gladbeck&bau_id=943
http://www.gruene-bundestag.de/cms/energie_klima/rubrik/7/7376.htm
http://www.gruene-bundestag.de/cms/profil_gruen/dokbin/106/106960.pdf
http://www.gruene-jugend.de/suchen/110526.html
http://www.boell.de/index.html?http://www.boell.de/de/04_thema/3852.html
http://www.facts-on-nuclear-energy.info/1_dead_end.php?size=b&l=de&f=
http://www.unendlich-viel-energie.de/index.php?id=46
http://www.kommunale-info.de/index.html?/asp/ThemenPaketAnzeige.asp?ThemenpaketId=1008700
http://www.ausgestrahlt.de/atom/home


mie bei Kindern. Von 1985 an 
verteilen sich Korrosionspro-
dukte von Brennelementen im 
Kühlkreislauf und führen zu 
erhöhter Strahlenbelastung 
des Personals. 1993: An Roh-
ren der Kühlwasserzufuhr wer-
den Risse entdeckt. 1998: An 
den Steuerstabsdurchführun-
gen im Druckbehälter haben 
sich zwei Sicherungsmuttern 
gelöst.  
 

Unterweser 
 
Betrieb bis ca. 2013  
Leistung: 1350 MW  
In Betrieb seit: 1978  
Eigentümer: E.ON  
Atommüll bisher: 588 t  
 
Skandale: 1998: Nach einer 
Reparatur geht der Reaktor 
aus Versehen mit gesperrten 
Sicherheitsventilen an einer 
Hauptdampfleitung in Betrieb. 
Der Fehler in dem zentralen 
Sicherheitssystem wird nur 
durch Zufall erkannt. 1999: Ein 
Leck an einem Stutzen der 
Hauptkühlmittelleitung führt zu 
erhöhter Radioaktivität in den 
Kraftwerksräumen. Der Reak-
tor wird abgeschaltet.  
 

Lingen 
 
Betrieb bis ca. 2022  
Leistung: 1363 MW  
In Betrieb seit: 1988  
Eigentümer: VEW (75 Prozent), 
RWE (12,5 Prozent), E.ON 
(12,5 Prozent)  
Atommüll bisher: 365 t  
 
Skandale: 1988: Irregeleitet 
durch eine fehlerhafte Be-
schriftung zieht ein Prüfer ei-
nen falschen Stecker und öff-
net so ein Abblaseventil am 
Druckhalter im zentralen Kühl-
kreislauf. Wäre die Panne 
nicht bemerkt worden, hätte 
Kühlmittel austreten können.  
 

Grohnde 
 
Betrieb bis ca. 2019  

(Fortsetzung auf Seite 13) 

Seite 12 2006, Ausgabe Nr. 6 

Stade* 
Unterweser 

Emsland 

Lingen 

Jülich 

Hamm-
Uentrop 

Mühlheim-
Kärlich** 

Biblis A/B 
Philippsburg 
1/2 

Karlsruhe 
Eggenstein-
Leopoldhafen 

Grundremmingen A 

Brunsbüttel 

Brokdorf 

Greifswald 1-5 
Krümmel 

Rheinsberg 

Grohnde 
Würgassen 

Kahl 
Grafenrheinfeld 

Obrigheim 
Neckarwest-
heim 1/2 

 Isaar 1/2 
Grundremmingen 
B/C 

 

* Stade wurde 2003 

Abb.: �Atomkraftwerke in Deutschland� (Quelle: BMU Umwelt 3/99; DGB einblick; eigene Bearbeitung) 

in Betrieb 
in Stilllegung bzw. 
Stilllegung beschlossen 

Zahlen: Bruttoleistung in MW 

 

Atomkraftwerke in Deutschland 

den Risse an Rohren des Kühl-
systems entdeckt. 2001: Eine 
Wasserstoffexplosion zerfetzt 
rund drei Meter Rohrleitung 
direkt am radioaktiven Herzen 
des Reaktors. HEW behauptet, 
es sei lediglich ein Flansch 
undicht geworden und bleibt 
zwei Monate untätig.  
 

Brokdorf 
 
Betrieb bis ca. 2022  
Leistung: 1440 MW  
In Betrieb seit: 1986  
Eigentümer: E.ON (80 Prozent), 
HEW (20 Prozent)  
Atommüll bisher: 335 t  
 
Skandale: 1988: Die Kupplun-
gen der vier Notspeise-

Brunsbuettel 
 
Betrieb bis ca. 2019  
Leistung: 806 MW  
In Betrieb seit: 1976  
Eigentümer: E.ON (33 Prozent), 
HEW (67 Prozent)  
Atommüll bisher: 290 t  
 
Skandale: Wegen verschiede-
ner Pannen und Mängel ist der 
Reaktor insgesamt sechsein-
halb Jahre außer Betrieb. 
1978: Durch ein Leck entwei-
chen zwei Tonnen radioaktiver 
Dampf. Der Reaktor läuft noch 
fast drei Stunden weiter, ob-
wohl er innerhalb von fünf Mi-
nuten automatisch hätte abge-
schaltet werden müssen. 
1989: Bei einer Prüfung wer-

Dieselmotoren weisen ver-
schiedene Mängel auf. 1993: 
Weil aus einem Reinigungssys-
tem Schwefelsäure in den se-
kundären Kühlkreislauf fließt, 
muss die Anlage abgeschaltet 
werden. 1995: Es werden 25 
undichte Brennelemente ent-
deckt.  
 

Kruemmel 
 
Betrieb bis ca. 2019  
Leistung: 1316 MW  
In Betrieb seit: 1983  
Eigentümer: E.ON (50 Prozent), 
HEW (50 Prozent)  
Atommüll bisher: 387 t 
  
Skandale: In der Umgebung 
häufen sich Fälle von Leukä-

** infolge Gerichts-
beschluss abgeschaltet infolge des Atomkonsens stillgelegt 



Eigentümer: RWE  
Atommüll bisher: 603 t  
 
Skandale: Trotz wiederholter 
Nachrüstung noch Schwach-
stellen, etwa mangelnde Erd-
bebensicherheit. 1999: Aus 
einem Leck im Primärkreislauf 
tritt radioaktives Wasser aus.  
 

Philippsburg 1 
 
Betrieb bis ca. 2015  
Leistung: 926 MW  
In Betrieb seit: 1979  
Eigentümer: Energie Baden-
Württemberg (EnBW)  
Atommüll bisher: 385 t  
 
Skandale: 1980: Kurz nach der 
Inbetriebnahme müssen etli-
che Rohrleitungen ausge-
tauscht werden. 1983: 

Wegen Lecks in etwa 20 
Brennelementen gelangt radio-
aktives Jod-131 in die Umwelt. 
1992: Nach einer Schnellab-
schaltung versagt ein Frisch-
dampf-Isolationsventil. 1996: 
17 der 145 Steuerstabantrie-
be erweisen sich als nicht 
einsatzfähig, weil falsche Re-
lais eingebaut worden sind. 
2001: Das Betriebspersonal 
fährt den Reaktor an, obwohl 
das Notkühlsystem nicht funk-
tionsfähig ist.  
 
 

Philippsburg 2 
 
Betrieb bis ca. 2019  
Leistung: 1424 MW  
In Betrieb seit: 1984  
Eigentümer: Energie Baden-
Württemberg (EnBW)  
Atommüll bisher: 436 t  
 
Skandale: 1987: Durch ein Ver-
sehen werden die Notdiesel-
motoren vom Reaktorschutz-
system abgeklemmt. Der Feh-
ler fällt erst nach 15 Stunden 
auf. 1998: Die Pumpen im 
nuklearen Nachwärmeabfuhr-
system erweisen sich als unzu-
reichend gegen Überhitzung 
gesichert.  

(Fortsetzung von Seite 12) 
Leistung: 1430 MW  
In Betrieb seit: 1984  
Eigentümer: E.ON (50 Prozent), 
Gemeinschaftskraftwerk We-
ser (50 Prozent)  
Atommüll bisher: 420 t  
 
Skandale: 1985: Das Hoch-
druck-Notkühlsystem ist nicht 
einsatzfähig, weil eine der vier 
Pumpen Gas statt Wasser ent-
hält. Ein Leck im Primärkühl-
kreislauf hätte somit zur Kern-
schmelze führen können. 
1990: Während der Revision 
werden 18 beschädigte Zent-
rierstifte entdeckt. Die Stifte 
sollen verhindern, dass sich 
Brennelemente verschieben; 
dies würde die Reaktorsteue-
rung beeinträchtigen.  
 

Grafenrheinfeld 
 
Betrieb bis ca. 2016  
Leistung: 1345 MW  
In Betrieb seit: 1981  
Eigentümer: E.ON  
Atommüll bisher: 522 t  
 
Skandale: 2000: Ein Brand 
beschädigt den Motor einer 
Hauptkühlmittelpumpe.  
 

Biblis A 
 
Betrieb bis ca. 2009  
Leistung: 1225 MW  
In Betrieb seit: 1974  
Eigentümer: RWE  
Atommüll bisher: 630 t  
 
Skandale: 1987: Ein Ventil im 
Primärkreislauf klemmt und 
bleibt offen. Als der Fehler 
nach 15 Stunden auffällt, öff-
net die Crew ein zweites Ventil, 
um das erste durchzuspülen, 
statt den Reaktor sofort abzu-
schalten. Bei dem gefährlichs-
ten Störfall der 80er Jahre tre-
ten 107 Liter radioaktives 
Kühlwasser aus. 1991: Die 
Aufsichtsbehörde fordert 55 
Nachrüstungen, erfolgt sind 
bislang nur wenige davon.  
 

Biblis B 
 
Betrieb bis ca. 2011  
Leistung: 1300 MW  
In Betrieb seit: 1976  

Neckarwestheim 1 
 
Betrieb bis ca. 2010  
Leistung: 840 MW  
In Betrieb seit: 1976  
Eigentümer: Neckarwerke 
Stuttgart (70 Prozent), Deut-
sche Bahn (18 Prozent), EnBW 
(9 Prozent)  
Atommüll bisher: 455 t  
 
Skandale: Diverse Werkstoff-
probleme bei Brennelement-
Zentrierstiften und den 
Schrauben der Kernumfas-
sung. 1992: Das Reaktor-
schutzsystem fällt für eine hal-
be Stunde aus, weil Hochspan-
nungssignale in die Kabel ein-
gespeist wurden. 1996: Die 
Schmierölversorgung bei zwei 
der vier Notspeisepumpen 
funktioniert mangelhaft.  

 

Neckarwestheim 2 
 
Betrieb bis ca. 2023  
Leistung: 1365 MW  
In Betrieb seit: 1989  
Eigentümer: Neckarwerke 
Stuttgart (70 Prozent), Deut-
sche Bahn (18 Prozent), EnBW 
(9 Prozent)  
Atommüll bisher: 305 t  
 
Skandale: Wie auch bei Block 
1 ist die geologische Eignung 
des Geländes umstritten. 
1990: Ein Abblaseventil im 
Druckhalter öffnet sich fälsch-
lich. 1994: Es wird entdeckt, 
dass an drei der acht Druck-
speicher im Notkühlsystem 
Messleitungen falsch montiert 
sind.  
 

Gundremmingen B 
 
Betrieb bis ca. 2018  
Leistung: 1344 MW  
In Betrieb seit: 1984  
Eigentümer: RWE (75 Prozent), 
E.ON (25 Prozent)  
Atommüll bisher: 460 t  
 
Skandale: Immer wieder tre-
ten - wie auch in Block C - 
Probleme mit den Sicherheits- 

und Entlastungsventilen auf.  
 

Gundremmingen C 
 
Betrieb bis ca. 2020  
Leistung: 1344 MW  
In Betrieb seit: 1984  
Eigentümer: RWE (75 Prozent), 
E.ON (25 Prozent)  
Atommüll bisher: 443 t  
Skandale: 1987 und 1988 lö-
sen verklemmte Vorsteuerven-
tile jeweils die Schnellabschal-
tung des Reaktors aus. 1998: 
Die Schweißnaht einer Speise-
wasserleitung reißt, Kühlwas-
ser tritt aus.  
 

Isar 1 
 
Betrieb bis ca. 2014  
Leistung: 907 MW  
In Betrieb seit: 1977  
Eigentümer: E.ON (100 Pro-
zent)  
Atommüll bisher: 435 t  
 
Skandale: 1981: Etliche Rohr-
leitungen müssen ausge-
tauscht werden. 1989: Der 
Teleskoparm der Brennele-
mente-Wechselmaschine ver-
sagt und beschädigt ein Kugel-
lager. 69 Kugeln fallen in den 
Reaktordruckbehälter, nur 60 
werden gefunden. 1991: Vier 
Umwälzpumpen im Kühlwas-
serkreislauf fallen aus, es 
kommt zu unvorhergesehenen 
Schwankungen der Reaktor-
leistung. 2001: Ein AKW-
Mitarbeiter brüstet sich damit, 
die Gutachter des TÜV hinters 
Licht zu führen. E.ON entlässt 
den Mitarbeiter.  
 

Isar 2 
 
Betrieb bis ca. 2023  
Leistung: 1445 MW  
In Betrieb seit: 1988  
Eigentümer: E.ON (75 Prozent), 
Stadtwerke München (25 Pro-
zent)  
Atommüll bisher: 320 t  
 
Skandale: 1999: An einem Not-
stromgenerator tritt eine Stö-
rung auf. 
 
 
Quelle: www.greenpeace.de 
Stand: 5/2002 
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„Wenn der Neandertaler Atomkraft gehabt hätte, müssten 
wir heute noch für deren Müll sorgen.“ (Jürgen Trittin)  



 
V.i.S.d.P. Bernd Lehmann 
Stadtverbandssprecher 
Rentforter Straße 43 a 
D-45964 Gladbeck 

Telefon: 0 20 43 / 2 54 12 
Fax: 0 20 43 / 2 17 76 
E-Mail: info@gruene-gladbeck.de 

Bündnis 90 / DIE GRÜNEN 
Gladbeck 

Zu diesem Newsletter: 

Sie erhalten diesen Newsletter, weil Sie sich 
über unsere Seite in unseren Info-Verteiler ein-
getragen haben. Es kann aber auch sein, dass 
Ihnen diese Ausgabe unseres Newsletters von 
uns oder anderen zugesandt wurde, weil wir 
meinten, dass Sie Interesse an Informationen 
über unsere Stadt haben.  

Es liegt uns fern, Sie unaufgefordert mit emails 
zu belästigen. Um den Newsletter zu abon-
nieren bzw. um ihn (nach einer Anmeldung) 
wieder abzubestellen, können Sie eine leere 
e-mail an folgende Adressen senden: 

→ anmelden: gruene-gladbeck-
subscribe@domeus.de 

→  abmelden: gruene-gladbeck-
unsubscribe@domeus.de 

Ein- und austragen können Sie sich auch über 
unsere Internetseite. Gerne stehen wir Ihnen 
auch telefonisch, per email oder Fax. zur 
Verfügung. 

Der Verein „Lebenszeichen Tschernobyl“ hilft 
im Wert von 120.000 Euro in 
die weißrussische Stadt. Dar-
unter 11.000 Kartons mit Klei-
dung, Schuhen und Pflegemit-
teln. Des weiteren: 180 Fahr-
räder an Helferinnen und kin-
derreiche Familien, 109 Näh-
maschinen an Nähstuben , 
Schulen und Familien, 45 ge-
neralüberholte Waschmaschi-
nen der GAFÖG (gemein-
nützige Arbeitsförderungsge-
sellschaft) an Kindergärten, 
Krankenhäuser und Familien, 
16 Rollstühle und Toiletten-
stühle an Behinderte, 53 Bet-
ten an kranke Invaliden und 
kinderreiche Familien sowie 
90 Kinderwagen an Familien 
und Alleinerziehende. 
 
Gern angenommen werden 
auch gebrauchte PCs 
(Windows 98, ab 200 MHz) 
zur Erleichterung logistischer 
Aufgaben und natürlich Geld-

Seit 1991 sammelt der Verein 
"Lebenszeichen Tschernobyl" - 
unter anderem unterstützt von 
Pax Christi und dem Stadtkatho-
likenausschuss Gladbeck - 
Hilfsgüter für die Notleidenden 
in Mosyr. 
 
In der Sammelstelle, die sich 
im Untergeschoss der Maschi-
nenhalle Zweckel an der 
Frentroper Straße befindet, 
können Kleiderspenden und 
Hilfsgüter abgegeben werden, 
die der Verein auf eigenständi-
gen Transporten nach Mosyr 
bringt.  Mosyr liegt am Fluss 
Prypjat (Pripjet) nahe dem 
Sperrgebiet, das in Folge des 
Reaktorunglücks von Tscher-
nobyl eingerichtet wurde. 
 
Allein im Jahr 2004 brachte 
die Hilfsgemeinschaft in acht 
Transporten mit 12 Fahrzeu-
gen ca. 110 Tonnen Hilfsgüter 

spenden etwa für den Kauf 
von Arzneimitteln und für di-
verse Sonderaktionen. Im 
Rahmen dieser Aktionen er-
möglicht der Verein Kindern 
aus sozial schwachen Famili-
en in Weißrussland mehrwö-
chige Erholungs-Aufenthalte 
oder finanziert Familien ein 
tägliches Essen in den Werks-
kantinen. 
 
Wer den Verein bei dieser Ar-
beit unterstützen will, kann 
auf das folgende Konto eine 
Spende überweisen:  
 
Katholischer  
Gemeindeverband Gladbeck 
KtoNr. 82 982 bei der  
Sparkasse Gladbeck  
BLZ 424 500 40 
Stichwort: Tschernobyl. 
(mit Absenderangabe wg. 
Spendenquittung). 

„Die Kernspaltung hat 
alles verändert, nur nicht 
die Art unsers Denkens. 
Und deshalb bewegen wir 
uns auf eine Katastrophe 

ohnegleichen zu.“  (Albert Einstein) 

Die Sammelstelle des Vereins befin-
det sich  in der Maschinenhalle 


